
— keine geeigneten Erhaltungsmaßnahmen und keine 
Schutzregelung nach Art. 6 Abs. 1 und 2 der Richtlinie 
92/43/EWG erlassen und angewandt hat, die eine Ver­
schlechterung der natürlichen Lebensräume sowie erheb­
liche Störungen der Arten verhindern, um den recht­
lichen Schutz der besonderen Schutzgebiete zu gewähr­
leisten, die den in der Entscheidung 2002/11/EG auf­
geführten Gebieten in Spanien entsprechen, 

gegen seine Verpflichtungen aus Art. 4 Abs. 4 und Art. 6 
Abs. 1 und 2 der Richtlinie 92/43/EWG verstoßen hat; 

— dem Königreich Spanien die Kosten aufzuerlegen. 

Klagegründe und wesentliche Argumente 

Das Königreich Spanien habe hinsichtlich der besonderen 
Schutzgebiete in seinem Hoheitsgebiet, die den in der Entschei­
dung 2002/11/EG aufgeführten Gebieten von gemeinschaftli­
cher Bedeutung in der biogeografischen Region Makaronesien 
entsprächen, gegen folgende Verpflichtungen verstoßen: 

— die Verpflichtung zur Festlegung von Erhaltungsprioritäten 
gemäß Art. 4 Abs. 4 der Richtlinie; 

— die Verpflichtung zum Erlass und zur Anwendung von ge­
eigneten Erhaltungsmaßnahmen und einer Schutzregelung, 
die eine Verschlechterung der natürlichen Lebensräume so­
wie erhebliche Störungen der Arten verhinderten, um den 
rechtlichen Schutz dieser besonderen Schutzgebiete nach 
Art. 6 Abs. 1 und 2 der Richtlinie 92/43/EWG zu gewähr­
leisten. 

( 1 ) Entscheidung der Kommission vom 28. Dezember 2001 zur Ver­
abschiedung der Liste der Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung 
in der biogeografischen Region Makaronesien gemäß der Richtlinie 
92/43/EWG des Rates (ABl. 2002, L 5, S. 16). 

( 2 ) Richtlinie des Rates vom 21. Mai 1992 zur Erhaltung der natürli­
chen Lebensräume sowie der wildlebenden Tiere und Pflanzen (ABl. 
L 206, S. 7). 
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Vorlagefragen 

1. Steht das Gemeinschaftsrecht, insbesondere der Grundsatz 
des freien Dienstleistungsverkehrs im Sinne der Art. 49 
EG bis 55 EG (jetzt Art. 56 bis 62 des Vertrags über die 
Arbeitsweise der Europäischen Union) einer nationalen ge­
setzlichen Regelung entgegen, nach der eine in den Nieder­
landen wohnende oder ansässige Person, die ein in einem 
anderen Mitgliedstaat zugelassenes und angemietetes Fahr­
zeug in den Niederlanden benutzt, verpflichtet ist, bei Be­
ginn der Benutzung der niederländischen Straßen mit die­
sem Fahrzeug eine Steuer zu entrichten, wobei die Steuer 
zunächst in voller Höhe erhoben und später nach dem Ende 
der Benutzung der niederländischen Straßen zuviel gezahlte 
Teil der Steuer ohne Zinsen erstattet wird, wodurch der 
geschuldete und entrichtete Betrag per Saldo der Dauer 
der Benutzung in den Niederlanden entspricht? 

2. Ist die genannte gesetzliche Regelung, falls sie als eine Be­
schränkung des Grundsatzes des freien Dienstleistungsver­
kehrs im Sinne der Art. 49 EG bis 55 EG (jetzt Art. 56 
bis 62 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union) anzusehen ist, durch die Gleichbehandlung aller in 
den Niederlanden befindlichen Fahrzeuge sowie die (damit 
zusammenhängende und sich daraus ergebende) Vermei­
dung von Missbrauch und/oder umgekehrter Diskriminie­
rung sowohl der inländischen Vermieter als auch ihrer Kun­
den, da auch bei einer inländischen Vermietung die Steuer in 
voller Höhe im Voraus zu zahlen ist, gerechtfertigt?
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